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Gesprächsleitfaden für psychische Herausforderungen 
Viele Arbeitnehmer leiden unter den Herausforderungen des Alltags so stark, dass ihre 
Psyche leidet. Die Sorgen können sehr unterschiedlich sein und oftmals wirkt sich die 
psychische Belastung der Betroffenen bis auf den Arbeitsplatz aus. Die Krankschrei-
bungen häufen sich, das Arbeitsergebnis leidet. Hier kann es sinnvoll sein, mit dem 
Mitarbeiter das Gespräch zu suchen und Unterstützung anzubieten. Solche Gesprä-
che sind nicht leicht. Die AOK bietet hierzu einen Gesprächsleitfaden an, der Füh-
rungskräfte helfen soll, mit dem richtigen Fingerspitzengefühl in das Gespräch einzu-
steigen. Den Leitfaden finden Sie hier. 
 
 

Erschütterung des Beweiswerts der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
Der Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist auch dann erschüttert, 
wenn der Arbeitnehmer mehrere Jahre in Folge jeweils im Anschluss an seinen Jah-
resurlaub eine Woche lang – angeblich - arbeitsunfähig erkrankt und er zuvor versucht 
hat, die Verlängerung seines Urlaubs für den späteren Arbeitsunfähigkeitszeitraum zu 
erwirken. 
 
Der Kläger begehrt von der Beklagten Entgeltfortzahlung für fünf Werktage im August 
2025. Im Zeitraum vom 28.07.2025 bis 15.08.2025 befand sich der Kläger im Erho-
lungsurlaub in Rumänien. Bereits im Urlaub kontaktierte er seinen Arbeitgeber und 
informierte ihn darüber, dass seine Freundin in Rumänien im Krankenhaus liege. Da 
nicht sicher sei, wann diese entlassen werde, bat der Kläger um eine Verlängerung 
seines Urlaubs für die Zeit 18.08.2025 bis 22.08.2025. Eine Verlängerung wurde ab-
gelehnt.  
 
Der Kläger fuhr im Vorfeld des 18.08.2025 mit seinem PKW zurück nach Deutschland. 
Seine Freundin kam später mit dem Flugzeug zurück. Trotzdem meldete sich der Klä-
ger am 18.08.2025 krank. Der Arbeitgeber verweigerte die Lohnfortzahlung für die 
Tage der Krankschreibung. Hintergrund war, dass der Kläger sich auch 2024 in der 
Woche nach seinem Urlaub krankmeldete.  
 
Das Arbeitsgericht lehnte die Klage des Klägers ab. Er hat keinen Anspruch auf Ent-
geltfortzahlung. Der Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung konnte vom Ar-
beitgeber erschüttert werden.  
 
Auffällig war, dass die Krankschreibung sich mit dem Zeitraum deckt, für den der Klä-
ger vergeblich mehrfach erfolglos um Verlängerung gebeten hat. Zudem wurde die 
Arbeitsunfähigkeit erst wenige Stunden vor Arbeitsbeginn dem Arbeitgeber mitgeteilt. 
Hinzukommt, dass der Kläger auch im Jahr 2024 im Anschluss an seinen dreiwöchigen 
Erholungsurlaub für eine Woche eine Arbeitsunfähigkeit angezeigt und entsprechende 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vorgelegt hat. Insoweit gab es zwei Jahre hinter-
einander den gleichen Ablauf. 
 
Dem Kläger ist es auch nicht gelungen, den Gegenbeweis anzutreten.  
 
ArbG Heilbronn, Urteil vom 27. März 2026, 7 Ca 314/25 
 
 

  

https://www.aok.de/fk/betriebliche-gesundheit/psychische-gesundheit/gespraechsleitfaden-fuer-psychische-herausforderungen/
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Entgeltcharakters der Inflationsausgleichsprämie 
Hat eine Inflationsausgleichsprämie Entgeltcharakter, ist die Differenzierung nach dem 
Bezug von Arbeitsentgelt sachlich gerechtfertigt. 
 
Die Parteien streiten um die Zahlung einer Inflationsausgleichsprämie. Die Klägerin ist 
seit 2002 bei der Beklagten in Vollzeit beschäftigt. Seit dem 16.02.2024 ist sie durch-
gehend arbeitsunfähig erkrankt; seit dem 26.03.2024 bezieht sie Krankengeld. 
 
Die Arbeitgeberin zahlt an ihre Mitarbeiter eine Inflationsausgleichsprämie aufgrund 
einer Betriebsvereinbarung. Darin war vereinbart, dass der Inflationsausgleich nur ge-
zahlt wird, wenn ein Gehalt ausschließlich durch den Arbeitgeber bezogen wird. Mitar-
beiter, die arbeitsunfähig erkrankt sind und aus der Lohnfortzahlung gefallen sind/fal-
len, erhalten keine Inflationsausgleichprämie für diesen Zeitraum. Die Klägerin ist der 
Ansicht, sie habe einen Anspruch auf den Ausgleich. Die Differenzierung nach der 
Arbeitsunfähigkeit sei nicht zu rechtfertigen. 
 
Das Arbeitsgericht Hannover hat die Klage abgewiesen. Das LAG sah ebenfalls keinen 
Anspruch auf Auszahlung der Prämie.  
 
Die Voraussetzungen für die Zahlung der Inflationsausgleichsprämie nach der Be-
triebsvereinbarung liegen nicht vor. Unstreitig war die Klägerin im gesamten Zeitraum 
von Juli bis Dezember 2024 arbeitsunfähig erkrankt ohne Anspruch auf Lohnfortzah-
lung.  
 
Es liegt auch kein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz vor. Die Differen-
zierung in der Betriebsvereinbarung nach dem Bezug von Entgelt ist sachlich gerecht-
fertigt ist. 
 
Weiter stellt das Gericht klar, dass es sich bei der Prämie um eine Prämie mit Entgelt-
charakter handelt, die deshalb mit der von den Arbeitnehmern erbrachten Arbeitsleis-
tung synallagmatisch verknüpft ist. 
 
Aus der Tatsache, dass es den Betriebsparteien freisteht, mit der Zahlung der Inflati-
onsausgleichsprämie weitere Zwecke, wie z. B. die Honorierung erbrachter Arbeits-
leistung zu verfolgen, folgt notwendigerweise, dass sie nach diesen Zwecken auch 
differenzieren können. Anhaltspunkte für eine willkürliche Differenzierung zum Aus-
schluss der Klägerin vom Leistungsbezug bestehen nicht. 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 16. März 2026, 15 SLa 555/25 
 
 

Wirksamkeit einer Freistellungsklausel - Widerruf der Dienstwagennut-
zung  
Eine Allgemeine Geschäftsbedingung, nach der der Arbeitgeber berechtigt ist, den Ar-
beitnehmer im gekündigten Arbeitsverhältnis bis zum Ablauf der Kündigungsfrist unter 
Fortzahlung der Vergütung von der Arbeitsleistung freizustellen, ist unwirksam, weil 
sie den Arbeitnehmer unangemessen benachteiligt. 
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Der Kläger war seit Januar 2022 als Gebietsleiter im Vertriebsaußendienst bei der Be-
klagten tätig. Diese stellte ihm einen auch privat nutzbaren Dienstwagen zur Verfü-
gung. Die Nutzung konnte widerrufen werden, wenn der Kläger von der Verpflichtung 
zur Arbeitsleistung freigestellt wird. Im Arbeitsvertrag war geregelt, dass der Arbeitge-
ber berechtigt ist, den Arbeitnehmer „bei oder nach Ausspruch einer Kündigung – 
gleich von welcher Seite“ unter Fortzahlung seiner Vergütung von der Arbeit freizustel-
len. Nachdem der Kläger sein Arbeitsverhältnis fristgemäß zum 30. November 2024 
gekündigt hatte, stellte die Beklagte ihn bis zum Ablauf der Kündigungsfrist von seiner 
Arbeitspflicht frei und forderte ihn zur Rückgabe des Dienstwagens auf. Dem kam der 
Kläger nach. 
 
Mit seiner Klage hat der Kläger zuletzt noch Nutzungsausfallentschädigung für August 
bis November 2024 i.H.v. monatlich 510,00 Euro brutto verlangt. Er hat u.a. geltend 
gemacht, seine Freistellung sei zu Unrecht erfolgt. Die arbeitsvertragliche Klausel 
hierzu sei unwirksam.  
 
Das Arbeitsgericht hat die Klage insoweit abgewiesen. Das LAG hat das Urteil abge-
ändert und die Beklagte zur Zahlung verurteilt.  
 
Die Revision der Beklagten hatte vor dem BAG Erfolg. Zwar hat das LAG zutreffend 
angenommen, die Beklagte habe den Kläger nicht auf der Grundlage der Freistellungs-
klausel in seinem Formulararbeitsvertrag von der Arbeitsleistung freistellen können. 
Die Klausel ist nach § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB unwirksam, weil sie den Arbeitnehmer 
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen benachteiligt. Das – 
grundrechtlich geschützte – Interesse eines Arbeitnehmers an einer Beschäftigung bis 
zur Beendigung seines Arbeitsverhältnisses überwiegt das Interesse eines Arbeitge-
bers, den Arbeitnehmer im gekündigten Arbeitsverhältnis bis zum Ablauf der Kündi-
gungsfrist von seiner Pflicht zur Arbeitsleistung freizustellen. Die Klausel schneidet 
dem Arbeitnehmer die Möglichkeit ab, ein im Einzelfall gesteigertes Beschäftigungsin-
teresse geltend zu machen. 
 
Das LAG hat aber nicht rechtsfehlerfrei geprüft, ob – ungeachtet der vertraglichen 
Klausel – die Beklagte deshalb befugt war, den Kläger nach Ausspruch seiner Kündi-
gung bis zum Ablauf der Kündigungsfrist freizustellen, weil seiner Beschäftigung im 
konkreten Fall überwiegende schützenswerte Interessen der Beklagten entgegenstan-
den. Aus diesem Grund hat das BAG die Sache zur neuen Verhandlung und Entschei-
dung an das LAG zurückverwiesen. 
 
BAG, Urteil vom 25. März 2026, 5 AZR 108/25  
 
Quelle: PM des BAG vom 25. März 2026 
 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/wirksamkeit-einer-freistellungsklausel-widerruf-der-dienstwagennutzung/
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
 
SAVE THE DATE: IT.CON 2026 
Dienstag, 29. September 2026, 8.30 Uhr - 17.00 Uhr, Saarlandhalle, Saarbrücken 
Die Fachmesse für IT und Cybersicherheit im Saarland geht in die nächste Runde. 
 
Mehr Informationen finden Sie hier. 
 
 
Inklusionsbeauftragter - Ein Versäumnis mit teuren Folgen. Eine Maßnahme mit 
maximaler Wirkung 
Mittwoch, 4. November 2026, 17.00 – 19.00 Uhr, IHK Saarland 
Schon ein einziger schwerbehinderter Mitarbeiter verpflichtet Sie zur Bestellung eines 
Inklusionsbeauftragten nach § 181 SGB IX. Was viele Arbeitgeber nicht wissen: Fehlt 
diese zentrale Funktion, öffnen Sie Tür und Tor für AGG-Klagen und riskieren zusätz-
lich eine Ordnungswidrigkeit zu begehen. 
 
Die gute Nachricht: Die Lösung ist einfach, klar und sofort umsetzbar. Mit der korrekten 
Bestellung eines Inklusionsbeauftragten schaffen Sie nicht nur Rechtssicherheit, son-
dern schließen eine der gefährlichsten Haftungslücken im Personalbereich – effektiv 
und nachhaltig. 
 
Unser Referent, Rechtsanwalt Eric Schulien, Fachanwalt für Arbeitsrecht, Eric 
Schulien GmbH Rechtsanwaltsgesellschaft, Saarbrücken, erklärt: 

• warum bereits kleinste Versäumnisse gravierende Folgen haben können 

• weshalb Gerichte genau hier besonders genau hinschauen 

• und vor allem: wie Sie mit einem einzigen Schritt Ihr Risiko drastisch redu-
zieren 

Machen Sie Ihr Unternehmen rechtssicher – mit einer Maßnahme, die den Unterschied 
macht. 
 
Anmeldungen bis zum 3. November 2026 per Mail an veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder hier.  
  

https://it-con-messe.de/
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Inklusionsbeauftragter__Ein_Vers%C3%A4umnis_mit_teuren_Folgen._Eine_Ma%C3%9Fnahme_mit_maximaler_Wirkung-15-19430.html
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